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(No. 535.) Geſetz wegen Beſteuerung des inländiſchen Branntweins, Braumalzes, Wein⸗ 
moſtes und der Tabaksblatter. Vom Sten Februar 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
) Preußen 2. de. 8 | | 


Die fortgeſetzten Berathungen über. die Verbeſſerung des Steuerweſens 
haben Uns die Ueberzeugung gewaͤhrt, daß naͤchſt den durch das Geſetz vom 
26ften Mai 1818. angeordneten Zoͤllen und Verbrauchsſteuern von auslaͤndiſchen 
Waaren, die Beſteuerung des inlaͤndiſchen Branntweins, Braumalzes und 
Weins, wie auch ber inländifchen Tabaksblaͤtter vorzüglich geeignet iſt, mit 
der mindeſten Belaͤſtigung des Landes einen bedeutenden Theil des erforder⸗ 
lichen Staatseinkommens herbei zu ſchaffen, welches durch die zur Befoͤrde⸗ 
rung der Gewerbe und des freien inneren Verkehrs getroffenen Maaßregeln 
verringert worden. d * ; | 
' Wir haben die hierauf ſich beziehenden Verhaͤltniſſe ſorgfaͤltig pruͤfen 
laſſen, und verordnen nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths deshalb 
nunmehr wie folget: | 3 
§. I. Einer Steuer find folgende Gegenſtaͤnde unterworfen, wenn ſie 
inn Inlande erzeugt werden: a 1 
| 1) der Branntwein, — E 
2) das Braumalz, hl tun dan 

3) der Weinmoſt, g 
4) die Tabaksblaͤtter. arte 


| $. 2. Die Steuer vom Branntwein fol durch einen Blaſenzins in 1. Beſum⸗ 
dem Maaße erhoben werden, daß von jedem Quart Branntwein (zu 50 vom nage 
Hundert Alkohol nach dem Alkoholometer von Tralles) welcher bei dem als Blaſenzinſes. = 
Regel angenommenen Betriebe gewonnen werden kann, 1 oiär, 3 Pf. ent⸗ 770 lees u, 

richtet wird. K * ; ze zi An Aa 6 ee les heo. S 
Jahrgang 1819. 2 GI en 395. 3 
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Als Regel wird angenommen, daß der in 24 Stunden erzeugte Brannt⸗ ö 
wein von 50° Alkohol ſich zum Blaſenraum wie 1 zu 4 verhält, wonach der 
Blaſenzins I gGr. 3 Pf. auf Vier Quart Blaſeninhalt fuͤr jene Zeit betraͤgt. 


H. 4. Fuͤr die ſchon beſtehenden Brennereien, welche erweislich um £ 
und mehr in der oben angenommenen Produktionsfaͤhigkeit zuruͤckbleiben, kann 
in den naͤchſten zwei Jahren eine Erleichterung des Steuerſatzes, nach Maaß⸗ 
gabe der zu ermittelnden Produktionsfaͤhigkeit, auf 3 oder $ auch bis auf 2 
des F. 2. feſtgeſetzten Steuerſatzes verlangt werden. 2 


$. 5. Bei abgelegenen Brennereien von unbedeutendem Umfange kann 
eine Fixation des Blaſenzinſes geſtattet werden. 


nt F. 6. Zur Entrichtung des Blaſenzinſes als Branntweinſteuer iſt ein 

des Blaſen⸗ Jeder verpflichtet, der Deſtillirgeraͤthe zur Bereitung von Branntwein oder Li⸗ 

zinſes obliegt. queurs benutzt. Eine Benutzung der Deſtillirgeraͤthe zu dieſem Zwecke wird 
allemal vermuthet. ee a j SE 


Ausnahme. $. 7. Frei von der Steuer iſt fuͤr eine jede Apotheke eine Blaſe für 
das Laboratorium bis zu 15 Quart Inhalt. ö 


- §. 8. Blaſen, welche der Gewerbtreibende auf einige Zeit zum Waſ⸗ 
ſerkochen oder zu einem anderen außergewoͤhnlichen Zwecke benutzen will, fol: 
len ohne Entrichtung einer Steuer dazu freigegeben werden, wenn der Inha— 
her die Maaßregeln befolgt, welche die Steuerbehörde vorſchreibt, um die 
Ueberzeugung zu erhalten, daß ſie nicht zur Braauntweinsbereitung benutzt 
werden. 4 
Wann und $. 9. Der Blaſenzins muß in der Regel auf einen Zeitraum von 
Br welden 24 Stunden voraus entrichtet werden. Es ſtehet aber, wenn die Deſtillirge⸗ 
Wtalenzens zu raͤthe auf längere Zeit im Gange bleiben ſollen, dem Steuerpflichtigen frei, 
‚sablen iſt. 5 SE € RE ; - 7 
ihn auch auf beliebige längere Zeit, jedoch immer von 24 zu 24 Stunden 
fortlaufend voraus zu bezahlen. 0 


FS. 10. Wer erklaͤrt, auf einen Monat, naͤmlich 30 Tage, oder auf eine 

längere: Zeit fein Deſtillirgeraͤth benutzen zu wollen, dem "oft verſtattet ſeyn, 

den Blaſenzins erſt am letzten Monatstage zu entrichten. Wer aber den Zah⸗ 
lungstermin einmal verabſaͤumt hat, kann in der Folge auf dieſe Erleichte⸗ 

A rung nicht mehr Anſpruch machen. i Sa? 
H. II. 


„ 


g. 11. Wird wochen⸗ oder monatsweiſe die Verſteuetung angemeldet; 
fo wird der Blaſenzins für eine volle Woche auf ſechs Tage, und fuͤr einen 


ganzen Kalendermonat auf 25 Tage berechnet. 


Ss $. 12. Bei Verſteuerungen uͤber 24 Stunden findet ein verhaͤltniß⸗ 
maͤßiger Erſatz der entrichteten Steuer Statt, wenn wegen eines außerordent⸗ 
lichen Unfalls die Deſtillation nothwendig aufhoͤren mußte. SI 


S. 13. Brennereien in Verbindung mit einer Ackerwirthſchaft, zu wel⸗ 
cher Rindvieh gehalten wird, kann eine 12ſtündige Verſteuerungsfriſt verſtat⸗ 

tet werden, wenn mit Brenngeraͤthen, welche die F. 2. angenommene Erzu 
gungsfaͤhigkeit nicht überfteigen, gebrannt und auch nur eine Blaſe bis 330 
Quart Inhalt darin gebraucht wird. 5 i 


S. 14. Das vorhandene Brenngeraͤthe und die Räume, in welchen Aufſicht der 
Brennerei betrieben wird, ſtehen unter Aufſicht der Steuerbehoͤrde. Von der⸗ „„ 
ſelben werden die Deſtillirgeraͤthe fuͤr die Zeit, waͤhrend welcher das Abziehen 
von Branntwein nicht geſtattet iſt, auf angemeſſene Weiſe außer Gebrauch 
geſetzt. ö o 
Ee 15. Wer Deſtillirgeraͤthe fertigt, oder zum Verkaufe vorraͤthig ee EE 

hält, kann das Branntweinbrennen weder an demſelben Orte, noch im Wide Se 
fange von 2 Meilen treiben. GEA bon Sp 
$. 16. Innerhalb des Grenzbezirks Fönnen früher beſtandene Brenne, raeätden. 
reien nur erhalten und fortgeſetzt, und neue nur angelegt und betrieben wer⸗ 
den, unter Beobachtung der Vorſchriften, welche die Verwaltung anzuordnen 
noͤthig erachtet, um das Abgabenintereſſe zu ſichern. : \ 


§. 17. Wer durch rechtskraͤftiges Urtheil das Recht, Branntwein zu 
brennen, verloren hat, darf ſich kein Deſtillirgeraͤthe ganz oder theilweiſe halten. 

§. 18. Wer Bier aus Getreide verfertigt, ſoll von jedem Zentner u. Bebe 
Malzſchroot, welches zum Bierbrauen verwendet wird, 16 gGr. entrichten. En 


Iſt mit der Bierbrauerei zugleich eine Eſſigbereitung verbunden, oder 
wird Eſſig aus Malz in eigends dazu beſtimmten Anlagen im Großen zum 
Verkauf bereitet; ſo muß auch von dem Malzſchroot zu Eſſig, dieſe Steuer 
entrichtet werden. i Br 
buet: 9. Die Berftenerung des Braumalzes muß erfolgen, bevor die S 
Einmaiſchung geſchieht. S SE 191 zu 

§. 20. Wer in Brauanlagen lediglich zum Bedarf ſeines Hausſtandes Ausnahmen. 
zu brauen ſich verpflichtet, kann die Erlaubniß dazu gegen Vorausbezahlun : 
einer Abfindungsſumme, auf einen beſtimmten Zeitraum erhalten. 

| O2 H. RT 


— 
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F. 21. Die Berfertigung des Haustrunkes in gewöhnlichen Kochkeſſeln 
iſt von der Steuerentrichtung ganz frei, wenn die Zubereitung allein zum eig⸗ 
nen Bedarf in Familien von nicht mehr als zehn Perſonen über vierzehn Jah⸗ 
ren geſchieht. S 5 


III. Beſteue⸗ L. 22. Die Steuer vom Weinmoſte (Traubenſaft) wird mit Ruͤck⸗ 
made. ſicht auf die örtliche, Verſchiedenheit des Gewaͤchſes, auf ; 
1 Rthlr., | 
EER = 16 gGr., 
— 2 Io. 2 


ED 
für den Eimer auf der Kelter gewonnenen Moſtes beſtimmt. 


D 23. Es ſoll nach der Lage und der Beſchaffenheit der Weinberge und 
Weingarten feſtgeſetzt werden, nach welchem Satze der in jedem gewonnene 
Moſt zu verſteuern ſey. 


a In allen oͤſtlichen Provinzen des Staats, imgleichen in der Provinz 
Weſtphalen, und in den Regierungsbezirken von Aachen, Cleve und Duͤſſel⸗ 
dorf finden, wenn daſelbſt Weinbau getrieben wird, blos die beiden niedrig⸗ 
ſten Saͤtze Anwendung. a SEN 


ern F. 24. Eine Ermäßigung ber Steuer big auf den geringſten Satz, 
findet in ſoweit Statt, als gehoͤrig erwieſen wird, daß noch unverſteuert in 
der erſten Hand befindlicher Wein umgeſchlagen iſt. 


Erlaß. S $. 25. Wenn der Ertrag eines Weinbergs in einem Jahre nicht zu 
einem Sechstheil eines guten Herbſtes geſchaͤtzt wird, ſo ſoll davon die Steuer 
nicht erhoben werden, vielmehr erlaſſen ſeyn. 


Zahlungs⸗ §. 26. Die Zahlung der Steuer iſt der Steuerſchuldige in der Regel 
feit, erft ſechs Monate nach Aufnahme des Weingewinns zu erlegen verpflichtet. 
Innerhalb dieſer Friſt muß aber ein Steuerſchuldner die Abgabe von ſeinem 
ganzen Gewinn entrichten, ſobald er die Hälfte davon in andere Haͤnde ge⸗ 
bracht hat. 


IV. Beſteue⸗ $. 27. Wer eine Grundfläche von mehr als fünf ORuthen mit Tabak 
balöblatter. bepflanzt hat, ſoll vom Zentner getrockneter Tabaksblaͤtter einen Thaler an 


Steuer entrichten. 
$ 28. Was in Anſehung der Zahlung der Steuer vom Weinmoſt 
(F. 26.) vorgefchrieben worden, findet auch bei Zahlung der Steuer von den 
Tabaksblaͤttern, Anwendung. 
Der Eigenthuͤmer, Paͤchter oder andere Inhaber eines Grundſtuͤcks haf⸗ 
tet dem Staate für den vollen Betrag der Steuer von dem darauf gewonne⸗ 
? E — nen 


„ 
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nen Tabak, auch in dem Fall, daß er den Tabak gegen einen beſtimmten An⸗ 
theil, oder unter ſonſtigen Bedingungen durch einen Andern hat anpflanzen 
und behandeln laſſen. f = 
$. 29. Abgeſondert gelegene und ſolche Landestheile, welche von Ent⸗ . Moe 


K a € € i ei 

richtung des Zolls und der Verbrauchsſteuer fuͤr fremde Gegenſtaͤnde ausge⸗ ies 
ſchloſſen find, koͤnnen auch in Beziehung auf die durch dieſes Geſetz beſtimm⸗ a 
ten Gegenſtaͤnde und auf den Verkehr mit dem uͤbrigen Inlande, eigene, der einge E 


Oertlichkeit angemeffene Verfaſſungen erhalten. „„ 
F. zo. Vergütungen der Gefälle bei Verſendungen in das Ausland, BEL 


finden in der Regel nicht Statt. Erfordern jedoch oͤrtliche Verhaͤltniſſe zur Erz bet Verſen⸗ 

haltung des Handelsverkehrs im Großen ſolche Vergütungen, ſo ſollen dieſe Dän 2 

Verhaͤltniſſe beruͤckſichtigt und beſondere Beſtimmungen deshalb ertheilt werden. 3 
. 31, Eine Befreiung von den angeordneten Abgaben oder eine e 

Schadloshaltung wegen behaupteter Exemtionen findet nicht Statt. 

i F. 32. Die Vorraͤthe an Branntwein, welche Gewerbtreibende zu der ie 

Zeit, wann dieſes Geſetz in Kraft tritt, beſitzen, und welche bisher mit gar kunst 

keiner, oder mit einer geringern Abgabe an den Staat belegt worden, als das Were 

Edikt vom 28. Oktober 18:0, Abtheilung II. Nr. 5. (Geſetzſammlung vom 

Jahre 1810 Seite 36.) feſtgeſetzt hat, ſind einer Nachverſteuerung unter⸗ 

worfen. Es gelten dabei die Beſtimmungen, welche die Verordnung vom 

20. Mai 1818, Abtheilung II. Nr. 2 bis 5. vorgeſchrieben hat. 

F. 33. Eine dieſem Geſetze beſonders beigefuͤgte Ordnung beſtimmt die Schluß. 

Erhebungsweiſe der hierin angeordneten Steuern und die Verpflichtungen de⸗ 

rer, welche dieſelben zu entrichten und dabei etwas zu beobachten haben. 


Gegeben Berlin, den Sten Februar 1819. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 536.) 
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Se wem 777 (No. 536.) Ordnung zum Geſetz wegen Verſteuerung des inländischen Branntweins, Brau⸗ 
crete, GL fag be, malzes, Weinmoſtes und der Tabaksblaͤtter. Vom Sten Behar 1819, 


Wir Seiedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig ven 
Preußen ꝛc. 2, 


Ueber die Erhebungs⸗Weiſe bei der, durch das Geſetz vom 1 Tage 
angeordneten, Beſteuerung des inlaͤndiſchen Branntweins, Braumalzes, Weinmoſtes 
und der Tabaksblaͤtter, ſetzen Wir nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths 
wie folget feſt: 

1. Verſteue⸗ H. I. Auf den Grund des allgemeinen Steuerſatzes von 1 gGr. 3 Pf., von 

Velden Vier Quart Blaſeninhalt, ſollen nach der in den verſchiedenen Provinzen geltenden 

Muͤnzeintheilung, Erhebungtarifs bekannt gemacht werden, wonach die Steuer in 

ſteigenden Saͤtzen von 4 zu 4 Quart Blaſeninhalt, ohne Beruckſichtigung der 

2 Zwiſchenſummen, zu erlegen iſt. Den Brennereibeſitzern, welche zu einem hoͤhern 

= Blaſenzinſe verpflichtet ſind, oder welchen ein minderer Blaſenzins verſtattet wird, 5 
3 ſollen in gleicher Art ausgerechnete Spezialtarifs zugeſtellt werden. 

§. 2. Wo es auf die Ausmittelung des Gehalts an Alkohol im Fabrikate 

ankommt, ſoll dazu allein der Alkoholometer von Tralles gebraucht werden. 

i Erhoͤbeter $. 3. Bei ſchon jetzt vorhandenen Brennereien, deren Inhaber ſolche zu 
Bn Side? einem ſchnellern Betriebe verändern, tritt ber durch bie Verbeſſerung erhöhete Steuer⸗ 
= ſatz erft vier Wochen nach dem Anfange der Benutzung der veraͤnderten Anlage ein. 

$. 4. Brennereien, welche ſich zu einem erhöheten Blaſenzinſe eignen, 
zeigt das Steueramt der Regierung an, welche nach erfolgter Pruͤfung den erhoͤhten 
Satz beſtimmt. 

$. 5. Haͤlt ſich der Beſitzer der Brennerei durch dieje Beſtimmung verletzt, 
und findet eine Vereinigung mit ihm nicht Statt, ſo tritt, nachdem er zu einem 
Satze, den er mit Beruͤckſichtigung der Beſtimmung im Geſetz S. 3. geben zu konnen 

glaubt, ſich erklaͤrt hat, eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung auf folgende Art ein: 
F. 6. Es bildet ſich eine Kommiſſion von drei oder fuͤnf Mitgliedern, naͤm⸗ 
Se lich aus dem Landrathe des Kreiſes und aus Maͤnnern, welche mit dem Betriebe der 
8 Branntweinbrennerei vertraut find. In Staͤdten von mehr als 3,500 Civilein⸗ 
5 wohnern nimmt die Stelle des Landraths der Buͤrgermeiſter oder ein anderes Mit- 

glied des Magiſtrats ein a welches der? Bürgermeifter ernennt. 

Wenn ſich beide Theile nicht ausdrücklich einigen, jeder nur einen Sach⸗ 
kundigen zu geftellen; fo wählt der Inhaber der Brennerei, welche geſchaͤtzt werden 
ſoll, zwei, und die Steuerbehoͤrde die beiden uͤbrigen Perſonen, welche letztere indeß 

nicht Brenner aus dem Orte ſeyn duͤrfen, in welchem die zu DDR 
beleg 92 n e 
{ Nur 


Nur in Folge folder Gründe, welche geſetzlich von der Zeugnißablegung 
vor Gericht entbinden, koͤnnen ſich die gewaͤhlten Perſonen entziehen, in der Sache, 
nach deren moͤglichſt genauen Unterſuchung, zu entſcheiden. N 
i $. 7. Dieſer Kommiſſion geſellt ſich noch ein Steuerbeamter bei, der jedoch 
an dem Beſchluſſe keinen Theil nimmt, ſondern nur Nachrichten uͤber die Gruͤnde, 
welche den. Antrag auf Erhöhung des Blaſenzinſes veranlaßt haben, mittheilt. 

$. 8. Die Kommiſſion entſcheidet auf vorhergegangene Eroͤrterung nach 


Mehrheit der Stimmen, ob und um wieviel Sechstel der Blaſenzins zu erhoͤhen ſey. 


Gegen dieſe Entſcheidung findet ein weiterer Rekurs nicht Statt. 
F. 9. Bis die Kommiſſion entſchieden hat, wird bei aͤltern Brennereien 


nach dem bisherigen, bei neuangelegten Brennereien nach dem allgemeinen Satze 


(Geſetz H. 2.) die Steuer gezahlt. Iſt durch dieſe Entſcheidung eine Erhöhung ausge⸗ 


ſprochen, ſo muß der erhoͤhete Blaſenzins von dem Tage an bezahlt werden, an welchem 


die Beſtimmung der Regierung nach H. 4. hätte zur Ausführung kommen ſollen. 

$. 10. Die Entſcheidung der Kommiſſion bleibt fo lange in Kraft, bis in der 
Einrichtung der Brennerei eine Veränderung vorgenommen wird. Alsdann ſteht es 
ſowohl der Steuerbehörde als dem Inhaber der Brennerei fret, auf eine neue 
Schaͤtzung anzutragen, wenn eine Vereinigung unter ihnen nicht Statt findet. 
: 11. Die Koſten der Schaͤtzung trägt derjenige Theil, gegen deſſen Be⸗ 


hauptung die Entſcheidung der Kommiſſion ausfällt. Beſtaͤtigt ſie keine der gegen⸗ 


ſeitigen Behauptungen; ſo werden die Koſten von beiden Theilen getragen. 

$. 12. Die Ausmittelung der geringern Produktionsfaͤhigkeit zur Beſtim⸗ 
mung eines ermäßigten Blaſenzinſes findet, wenn ſich der Inhaber der Brennerei 
bei der Beſtimmung der Eteuerbehörde nicht beruhigen zu können glaubt, in eben 


Ermäßigter 
ins. 


der Art Statt, wie oben in Betreff des erhoͤhten Blaſenzinſes vorgeſchrieben wor⸗ 


den, zu welchem Ende derjenige, welcher darauf antraͤgt, von den Saͤtzen H. J. 
des Geſetzes denjenigen beſtimmt angeben muß, welchen er der Produktionsfaͤhigkeit 
feiner Blaſe angemeſſen hält. ee 
1 $. 13. Eine geringere Produktionsfaͤhigkeit einer Brennereianlage, welche 
durch bloße Umaͤnderung der Feuerung verbeſſert werden kann, begruͤndet die Er⸗ 
maͤßigung des Blaſenzinſes nicht. f GE 
$. 14. Eine Fixation des Blaſenzinſes, wo ſolche nach H. 5. des Geſetzes 
Statt finden kann, haͤngt von dem freien Uebereinkommen der Verwaltung mit dem 
Steuerpflichtigen ab. In dem Fixationsvertrage ſind zu dem Ende die gegenſei⸗ 
tigen Bedingungen beſtimmt aus zudruͤcken. Ben. 
Jedenfalls kann aber die Steuerbehoͤrde den Firationsvertrag als aufge⸗ 
hoben betrachten, wenn die Brenn-Geraͤthe verändert worden, oder wenn eine 
Erweiterung des Betriebes, der dem Abkommen zum Grunde lag, Statt gefun⸗ 


venom 
§. 15: 


Fixation. 


— 104 — 


Bergttung S. 15. Wenn wegen eines Unfalls die Deſtillation unterbrochen werden 
v unter= 


eochenen muß; fo ift dies fogleich dem Steueramte anzuzeigen, welches die Richtigkeit der 


Soa, Angabe an Ort und Stelle unterſuchen, und das Deſtillirgeraͤth vorſchriftsmaͤßig 
außer Gebrauch ſetzen laͤßt. Die Steuerverguͤtung erfolgt durch Ruͤckzahlung fuͤr 
diejenige Zeit, waͤhrend welcher noch zu brennen war, nach erfolgter Genehmigung 
der Regierung. 8 5 

Ermittelung $ 10. Jeder Inhaber einer Brennerei oder eines eingerichteten Deſtillir⸗ 
bäh u. Auf, geräths iſt gehalten, innerhalb eines Termins, welchen jede Regierung bekannt 
ſicht darauf. machen ſoll, dem Steueramte eine Nachweiſung einzureichen, worin die Raͤume zur 

Brennerei, die Brenngeraͤthe, als: Blaſen, Schlangen, Kuͤhler, Helme, Maiſch⸗ 


wärmer und Maiſchbottiche, imgleichen der Quartinhalt der Blaſen, Maiſchwaͤrmer 
und Maiſchbottiche genau und vollſtaͤndig angegeben ſeyn muͤſſen. Gleiche Ver⸗ 


pflichtung zur Anzeige binnen drei Tagen liegt ihm ob, wenn neues Geraͤthe an⸗ 


geſchafft, oder wenn das vorhandene ganz oder zum Theil abgeändert, oder in 


ein anderes Lokal gebracht wird. 
$. 17. Inhaber von Brennereien fo wie andere Perſonen, wenn letztere Dee 
ſtillirgeraͤthe, nämlich Blaſen, Helme und Kühler blos beſitzen, oder folche verfertigen, 
oder Handel damit treiben, duͤrfen dieſelben weder ganz noch theilweiſe, weder neu, 
noch ausgebeſſert, aus ihren Haͤnden geben, bevor ſie es dem Steueramte ihres 

Wohnorts angezeigt, und daruͤber eine Beſcheinigung von dieſem erhalten haben. 

BVermeſſunn H. 18. Die vorhandenen, die kuͤnftig aus den Fabrikationsſtellen verkauften, 
der Blaſen. die vom Auslande eingehenden, und die umgeaͤnderten Blaſen werden von den 


Steueraͤmtern nachgemeſſen, der Quartinhalt wird darauf eingegraben, und ſie ſo⸗ 


wohl, als die Helme und Kühler, werden mit Nummern, und foweit es thunlich ift, 
mit einem Stempel verſehen. Auch die Maiſchbottiche muß der Brennerei-Inhaber 
nummeriren, und die Zahl fo wie den Quartinhalt darauf deutlich mit Oelfarbe 
bezeichnen, oder eingraben. ' 


§. 19. Bei Vermeſſung der Blafen iſt derjenige innere Raum, welchen ſie 


vom Boden bis zur Außerfien Mündung des Randes haben, ohne allen Abzug, 


auszumitteln. g e 
$. 20. Die Steueraͤmter find verpflichtet, eine amtliche Beſcheinigung der 
geſchehenen Anmeldung, der Vermeſſung, ihres Ergebniſſes, und der Art der Be⸗ 
zeichnung zu ertheilen, worin die Beſchaffenheit der Brenngeraͤthe genau beſchrieben 
ſeyn muß. Dieſe Beſcheinigung dient zur Ausweiſung über den Beſitz der Geraͤthe. 
Aufſicht auf §. 21. Die zu den Brennereien gehörigen Geraͤthe mëtten in den Brennerei⸗ 
die Blaſen. Raͤumen zuſammen aufbewahrt werden. Einmaiſchungen außerhalb der angegebe⸗ 
nen Raͤume, auch in andern als den verzeichneten Maiſchbottichen find verboten. 
Deftillivgeräthe, vornehmlich Blaſen, ſtehen fo lange, als fie nicht zum 


Gebrauch angemeldet werden, dergeſtalt unter beſonderer Aufſicht der Steuerbe⸗ 
ö hoͤrde, 


„„ `, em 


` Ve, daß ihre Benutzung richt erfolgen darf. Bei Perſonen, welche blos damt 


handeln, oder ſie zum Handel verfertigen, ſind ſolche dieſer Aufſicht nicht unterworfen. 
$. 22. Wer ſteuerbare Deſtillirgeraͤthe benutzen will, erhält unentgeldlich 
vom Steueramte ein Verſteuerungsbuch, in welchem die Brenngeraͤthe und die Raͤu⸗ 


Verfahren 


bei der Benuz⸗ 


ung und Bere 


me verzeichnet werden. Der Brennberechtigte iſt gehalten, in den dazu beſtimmten ſtenerung. 


Spalten des Verſteuerungsbuchs jedesmal vor der Einmaiſchung, den Tag, wann 


die Einmaiſchung Statt hat, die Gattung und Scheffelzahl des gemaiſchten Getrei⸗ 


des, oder anderer Fruchtarten, einzutragen, das Verſteuerungsbuch bei Anmel⸗ 
dungen des Brennereibetriebes mitzubringen, imgleichen daſſelbe an einem dazu 


beſtimmten Orte reinlich und dergeſtalt aufzubewahren, daß es dem revidirenden 


Beamten zu jeder Zeit zugeſtellt werden kann. ö 

Von vier zu vier Monaten wird ſolches vom Brennereiberechtigten an das 
Steueramt gegen ein neues abgeliefert, jedoch kann das Alte, nach davon gemach⸗ 
tem Gebrauche bei der Regiſterreviſton als Eigenthum zuruͤckverlangt werden. 


H. 23. Sollen die Blaſen in Gang geſetzt werden, fo zeigt der Brennerei⸗ 


beſitzer dein Steueramte, innerhalb der Dienſtſtunden, die Stunde an, wann dies 


geſchehen ſoll, imgleichen, wie lange ſie nach Maaßgabe der geſetzlichen Beſtim⸗ 


mungen im Gange bleiben ſollen. 
Das Verſteuerungsbuch wird dem Amte dabei mit vorgelegt, welches darin 


die jedesmalige Anmeldung nach ihrem ganzen Umfange eintraͤgt und den Betrag der 


Steuer vermerkt. Unterbleibt die Vorlegung des Verſteuerungsbuches, ſo muß der 
Anmeldende gewaͤrtigen, daß die Freimachung des Deſtillirgeraͤths nicht erfolgt. 


§. 24. Sind die Deſtillirgeraͤthe durch Ablieferung eines Theils derſelben Freimachung 
außer Gebrauch geſetzt, fo veranlaßt das Steueramt die Auslieferung des aufbe- ee 


wahrten Geraͤths in der angezeigten Stunde. Sit die Brennerei uͤber eine halbe Meile 
vom Orte der Aufbewahrung des Geraͤths entlegen, ſo wird fuͤr das Hin⸗ und Her⸗ 
bringen deſſelben, jedesmal eine Stunde fuͤr jede halbe Meile an Zeit zugegeben. 
Wenn die Deſtillirgeraͤthe an Ort und Stelle außer Gebrauch geſetzt ſind; 
ſo beſtimmt das Steueramt, nach Maaßgabe der fruͤheren Anmeldungen Anderer, 


wenn ſich ein Beamter zur Aufhebung des Verſchluſſes in der Brennerei einfinden 


wird. Der Brenner iſt nicht gehalten, laͤnger als eine Stunde uͤber die beſtimmte 
Zeit auf den Beamten zu warten, und kann nach deren Ablauf, wenn ein bekannter 
und glaubwuͤrdiger Mann gegenwaͤrtig iſt, und dieſer den Verſchluß als unverſehrt 
anerkannt hat, denſelben abnehmen. Der Beſitzer der Brennerei muß die Mate⸗ 
rialien zur Verſiegelung oder zum Verſchluſſe und zwar in guter brauchbarer Ei⸗ 
genſchaft liefern. ! ws 
§. 25. Dem Stenerpflichtigen ſteht es frei, vor Ablauf der Verſteuerung 


Verlaͤnge⸗ 


ſie von Neuem anzumelden und die Steuer fuͤr einen weitern Termin zu entrichten; ee 
Jahrgang 1819. a R geſchieht i 


S : SE CSS == EE E 


N geſchieht dies cht fo muß er das Deſtillirgeraͤth ee er von 1 ber Steuerbehbede 
empfing, zur Stunde abliefern. 
i Wird die Ablieferung unter 24 Stunden verſpaͤtet, fo folgt daraus die Nach⸗ 
zahlung eines Blaſenzinſes von 24 Stunden. Bei längerem Verzuge Wë Be 
Blaſenzins doppelt erlegt werden. En 
H. 26. Findet Verschluß in der Brennerei Statt, fo foll ſich ein dog 
beamter daſelbſt einfinden, und nach Ae der Verſteuerungsfriſt den Verſchluß 
ohne Aufenthalt vornehmen. f 
OI a ie H. 27. Jede Brauerei ſoll mit einer Waage mit Hernen gleicharmigen 
A g Denna. Balken, worauf wenigſtens 5 Zentner auf einmal abgewogen werden koͤnnen, und 
g. eech. Erforderniß mit den erforderlichen geaichten: Gewichten verſehen ſeyn. Bis ſolche angeſchafft 
as ee Ze nen worden, kann der Betrieb der Brauerei verſagt werden. 


. = e vor⸗ H. 28. Ein Jeder, welcher Bier und Eſſig zum Verkauf raue; (Geſetz H. 18.) 
| 


run . iſt in eben der Art, wie oben H. 16. in Abſicht der Brenngeraͤthe vorgeſchrieben 


BZ worden, verpflichtet, das Steueramt in Kenntniß davon zu ſetzen, wie viel Pfan⸗ 


nen und Bottiche er beſitzt, und welche Veraͤnderungen in der Folge damit, oder 
| in Anſehung des Raums vorgehen. . 
bee cee, Are eee, Inhaber von Brauereien und andere Perſonen, wenn Letztere Braupfan⸗ 
| ge en Fen et nen blos beſitzen, oder ſie verfertigen, oder Handel damit treiben, duͤrfen dieſe 
| rn ach m pr Pfannen nur unter Beobachtung eben der Beſtimmungen aus den Haͤnden geben, 
E Eed ET im $. 17. in Anſehung der Deſtillirgeraͤthe vorgeſchrieben find, | 
H. 29. Wer eine Brauerei betreibt, ift verpflichtet, dem Steueramte ſchrift⸗ 
E EE omg lich anzuzeigen, wie viel Malzſchroot er zu jedem Gebraͤude nehmen, an welchem 
deen. Tage und zu welcher Stunde er einmaiſchen wird, und die Steuer von der ange⸗ 
e ee. Anmeldung. meldeten Beſchickung gleichzeitig zu entrichten. 5 
Io Ge, cee, ge. Arch Eß ſteht dem Steuerpflichtigen frei, dieſe Anz zeige, o oft er brauet, zu ma⸗ 
1 ze SC rine Gel chen, oder im Voraus für einen beſtimmten Zeitraum. Im letztern Falle kann er 
| die Steuer fuͤr den ganzen Zeitraum voraus SE oder für jede Maiſchung 
2 ee . , beſonders, vor deren Eintritt. S 
1 pro e l, e ß, F. 30, Die Anmeldung muß, wenn des Vormittags gemaiſcht werden ſoll, 
ere e au ſpaͤteſtens am Nachmittag des vorhergehenden Tages, und wenn Nachmittags 
— gemaiſcht werden ſoll, ſpaͤteſtens am Vormittage deſſelben Tages drei Stunden 
mie, in beiden Fällen auch während der Dienſtſtunden erfolgen. 


ee ele e MEET 


4. net ‚Berichtigung Hi. 31. Berichtigungen dieſer Anmeldungen beim Amte ſind zuläſſ ig, wenn fie 
25 N 1 an dem der beabſichtigten Veränderung vorhergehenden Tage geſchehen. 
Se EE Soll die Beſchickung darnach verſtaͤrkt werden, oder ſollen neue Gebraͤude 


> geet hinzutreten; ſo wird die Steuer davon g GER g entrichtet. ES 
Soll ein Gebraͤude eingeſtellt, oder die Beſchickung vermindert werden; ſo 

. bringt der Steuerſchuldige die ion entrichtete Steuer bei der naͤchſten Zahlung! in 

IS ee e Anrechnung. 
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waag Gig Die Einmaiſchungen duͤrfen nur geſchehen in den Monaten vom einma ñ ; 
Oktober bis einschließlich Marz von Morgens o bis Abends 10 Uhr, in den übrigen (DUS zo. 
Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. Baj din eee, e,, i = 
$. 33. Der Brauer iſt verpflichtet, die Ankunft eines Steuer» Beamten zur 
angezeigten Stunde des Einmaiſchens (F. 32.) abzuwarten. Findet ſich derſelbe ein, 
ſo muß alsdann ſogleich das Malz in deſſen Gegenwart abgewogen, und mit der 
Einmaiſchung vorgeſchritten werden; der Brauer darf aber die Einmaiſchung erſt, 
nachdem eine Stunde gewartet worden, ohne deſſen Gegenwart verrichten. N f Sc 
F. 34. In der Regel ſoll die ganze Beſchickung auf einmal eingemaiſcht Rachmal⸗ 
werden, ſo daß keine Nachmaiſchung Statt finden darf. * 
Wird aber eine Brauerei regelmaͤßig mit Nachmaiſchen betrieben; ſo muß 
ein für allemal angezeigt werden, in wie viel Abtheilungen, und mit welchem 
Gewichte fuͤr jede Beſchickung, gemaiſcht werden fol. ` N \ 
H. 35. In den Fällen H. 20. und or. des Geſetzes, iſt ein jedes Ablaſſen Brauen zum 
der zubereiteten Getraͤnke an nicht zum Haushalt gehörige Perſonen unterſagt. N 
Die Fixation (F. 20. daſelbſt) geſchieht nach freiem Uebereinkommen mit der 
Steuerbehoͤrde. ; 35 
5 Wer von der Bewilligung im F. 21. des Geſetzes Gebrauch machen will, 
muß ſolches der Steuerbehoͤrde zuvor in jedem Jahre anmelden, und daruͤber einen S 
Anmeldungsſchein ſich ertheilen laſſen. i f = 
$. 36. Zur Ermittelung des Steuerſatzes, welcher vom Weinmoſt bezahlt ur. Bee `` = 
werden muß, ſollen vollftändige Nachweiſungen von den vorhandenen Weinbergen es | 
und Weingarten aufgenommen werden, woraus die Große der mit Weinſtöcken 
bepflanzten lächt, die Eimerzahl, welche in einem guten Herbſte davon gewonnen i 
wird, und der Mittelpreis der vom Eimer Wein bezahlt zu werden pflegt, erſicht⸗ 5 
lich ſind. N - SE 
. Dieſe Klaſſifikationsverzeichniſſe werden von ortskundigen und ſach⸗ ö 
verſtaͤndigen Beamten aufgenommen, dann in jeder Gemeinde 14 Tage lang zur x 
Einſicht der Weinbauer offen gelegt, deren Erinnerungen niedergeſchrieben, von dem ; 
Landrathe des Kreiſes gepruͤft, und nach deſſen Gutachten an die vorgeſetzte Regie⸗ 
rung befördert, welche daruͤber zu entſcheiden, und die in der Klaſſifikation etwa 
nöthigen Abaͤnderungen zu verfügen hat. Sr? ) 
Veränderungen durch Anlegung;neuer Weinberge, werden mit jedem Jahre 
zum Kataſter gebracht, genießen aber drei Freijahre, eingehende werden abgeſetzt. 
Dies geſchieht jaͤhrlich im Monate September, ſobald die Weinberge geſchloſſen ſind. 
$. 38. Alsdann laͤßt jede Regierung zugleich durch unbefangene Sachver⸗ 
ſtaͤndige in den verſchiedenen Weinbezirken unterſuchen: ob Ausſicht zu einem vollen, 
4, 4, 3, 3 oder 5 Herbſt vorhanden. Die Ergebniſſe dienen zur kontrollirenden 
Vergleichung mit den nachherigen Angaben. = SS 
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e $ 39. Wird der Ertrag zu r eines guten Herbſtes oder hoͤher geſchaͤtzt; ſo 


beſtimmt die Regierung durch öffentliche Kundmachung den Zeitraum, wo jeder 


Eigenthuͤmer des Gewinns verpflichtet ſeyn ſoll, deſſen Betrag nach Eimern der 
Steuer: oder Gemeinde⸗Behoͤrde, anzuzeigen, der Wein mag ſich noch in Buften ` — 


befinden, oder auf Faͤſſer geſchlagen ſeyn. Jeder Eigenthuͤmer hat hiermit zu⸗ 
gleich die beſtimmte Angabe des Aufbewahrungsorts, und des in einzelnen Fällen 
etwa noͤthig gewordenen Aufſchubs der Leſe oder Kelterung zu verbinden. 

2 §. 40. Nach geſchloſſener Anmeldung findet die U nterſuchung der Beſtaͤnde 


Statt. Geſchieht ſolche von einem Steuerbeamten; ſo ſind die Gemeindebeamten 


verpflichtet, denſelben bei dieſem Geſchaͤfte nach ſeiner Anleitung zu unterſtuͤtzen. 
Hat die Leſe und Kelterung in einzelnen Weinbergen bis dahin noch nicht Statt 
gefunden; ſo kann die Behoͤrde Maaßregeln treffen, um eine Vermiſchung des zu 
erwartenden Ertrags mit den bereits aufgenommenen Beftänden zu verhindern. 

$. 41. Unerhebliche Verſchiedenheiten zwiſchen der Anmeldung und der 


wirklichen Aufnahme werden nach letzterer berichtigt. Als unerhebliche Abwei⸗ / 


chungen find folche anzuſehen, die 75, oder weniger betragen. 
H. 42. Wer eine Grundfläche über fünf Ruthen mit Tabak bepflanzt hat, 
iſt verbunden, der Gemeinde-Behörbe d 
I) die mit Tabak bepflanzten Grundſtuͤcke, einzeln nach ihrer Lage und Groͤße, 
2) den Gewinn an getrockneten Tabaksblaͤttern und deren Aufbewahrungsort, 


genau und wahrhaft ſchriftlich oder muͤndlich anzugeben. N 
d H. 43. Die Angabe, wo die bepflanzten Grundſtuͤcke belegen find, und 
wie viel Morgen und Ruthen preußiſch fie enthalten, muß allemal vor Ablauf des 


Monats July erfolgen. f d 

Die Angabe des Gewinns ſoll geſchehen, durch Anzeige der erhaltenen An⸗ 
zahl Bunde getrockneter Blaͤtter und des Gewichts nach Zentnern und Pfunden 
preußiſch, und zwar innerhalb acht Tagen, nachdem das Abnehmen der getrockne⸗ 
ten Blätter von den Stocken oder Fäden geſchehen iſt. 

Ueber die angezeigten Tabakspflanzungen ſowohl, als hiernaͤchſt auch tiber 


die erfolgte Anmeldung der Bunde und des Gewichts der gewonnenen Tabaks⸗ 


blätter, muß die Gemeindebehoͤrde eine Beſcheinigung ertheilen. 
H. 44. Der Gemeindebehoͤrde liegt ferner ob: 


. die Ueberzeugung ſich zu verſchaffen, ob die mit Tabak bepflanzten Grund⸗ 


ſtuͤcke ſaͤmmtlich auch dem Augenſchein nach, richtig angegeben worden „ und 
wenn Tabakspflanzungen vom Inhaber gar nicht, oder deren Groͤße dem Be⸗ 
funde nach, unrichtig angezeigt worden, ſolches dem Steueramte bei der Ueber⸗ 
ſendung der erfolgten Angaben, welche in der Mitte des Monats Auguſt er⸗ 


folgen muß, anzuzeigen; 
b. von 
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b. von dem Ausfall der Tabakserndte, wiefern ſolche als vorzüglich, mittelmäßig 
AR oder mißrathen anzufehen ſey, oder beſondere Unfälle eingetreten find, ſich zu 
unterrichten; darnach, wiefern die Angaben über den Gewinn an getrockneten 
Tabaksblaͤttern mit der Wahrſcheinlichkeit uͤbereinſtimmen, zu beurtheilen, und 
von desfallſigen Wahrnehmungen dem Steueramte bei der Ueberſendung der 
eingegangenen Angaben Nachricht zu geben, welches von 8 zu 8 Tagen ge⸗ 
ſchehen muß. . / 
F. 45. Die Steuer wird nach dem angezeigten Gewinn getrockneter Blaͤtter 
berechnet, und Summen unter 5 Zentner, bleiben bei der Steuer unbeachtet, ſo wie 
nachherige Gewichts veraͤnderungen, welche durch Anziehen von Feuchtigkeit, oder 
durch Austrocknen u. |. w. entſtehen mochten; auch kann wegen Verderbens, oder 
Entwendung kein Steuererlaß Statt finden. g 
$. 46. Die Behörden find befugt, innerhalb A Wochen nach geſchehener 
Einreichung der Angaben, ſich von deren Richtigkeit durch Reviſion und Nachwie⸗ 
gung zu uͤberzeugen. en < = 
F. 47. Um ſolche bewerkſtelligen zu konnen, duͤrfen bis zum Ablauf dieſes 
Zeitpunkts keine Verſendungen von Tabaksblaͤttern, ſie moͤgen ungetrocknet oder 
getrocknet ſeyn, außerhalb der Gemeine Statt finden, ohne zuvor der Steuerbe⸗ 
hoͤrde, oder wenn ſolche uͤber eine Meile entfernt iſt, der Gemeinebehoͤrde davon 
Anzeige zu machen, und deren Anordnung abzuwarten, damit die Steuer gehoͤrig 
< ficher geſtellt werde. a 5 N 
$. 48. Das Verfahren bei Verſteuerung der Tabaksblaͤtter F. 42 bis 47. 
gilt als die Regel. Wo die Verhaͤltniſſe, der Steuer unbeſchadet, eine andere Erhe⸗ 
bungsweiſe geſtatten, kann ſolche, auf Antrag einer Kreis behoͤrde oder eines Ma⸗ 
giſtrats, der Miniſter der Finanzen genehmigen. N 
F. 40. Das Gebäude, in welchem eine Brennerei oder Brauerei betrieben V. Reviſſons⸗ 
wird, wohin auch die Räume, in welchen die Gefäße zum Einmaiſchen, Kochen und E 
Daͤmpfen des Materials aufgeftellt ſind, gehoͤren, kann, ſobald darin gearbeitet ten. a 
wird, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 Uhr bis Abends 9 Uhr, von den und 
den Steuerbeamten, Behufs der Reviſion beſucht, und muß ihnen zu dem Behufe Brauereien. 
ſogleich geoͤffnet werden. N Gi 25 ar 
$: 50. In demſelben erſtreckt ſich ihre Reviſionsbefugniß darauf, nach⸗ 
zuſehen: ; rt 
daß keine andere, als die verſteuerten Deftillirgeräthe im Gange find, daß 
die Brenngeraͤthe, imgleichen Braupfannen und Bottiche unveraͤndert ſo 
dieſelben ſind, wie ſie angegeben, auch bezeichnet worden; daß keine unan⸗ 
gemeldete Geräthe vorhanden, daß die Eintragungen der Einmaiſchungen 5 
in das Verſteuerungsbuch gehoͤrig geſchehen find, daß außer Gebrauch ge⸗ 
ſetzte Geraͤthe ſich noch in dieſem Zuſtande befinden, und daß, in Brauereien 
8 insbe⸗ 
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insbeſondere, nur zur Wagener Zeit und Stunde eingemaiſcht, auch die 
RS Einmaiſchung gehörig verſteuert ſey. 
ee ni Se F. 51. Wer Deſtillirgeraͤthe beſitzt, welche nicht i im Gebrauch ſind, iſt den⸗ 
Healer noch verbunden, ſie dem Steuerbeamten auf Erfordern vorzuzeigen „damit er ſich 


u uͤberzeugen koͤnne, daß fie noch in dem Zuſtande befindlich ſind, in welchen ſie zur 
Verhuͤtung des Gebrauchs geſetzt worden. 


Die Deſtillirgeraͤthe derjenigen, welche ſolche bloß inte oder damit ö 


handeln, find hierunter nicht zu verſtehen. (H. 17.) 


al Sek F. 52. Perſonen, welche Mein: und Tabaks bau treiben, find verpflichtet, den 


behältnife. kontrollirenden Beamten die Behaͤltniſſe, wo der Erndtegewinn fic) befindet, Behufs f 


58 5 der Reviſion und Ermittelung der Steuern (F. 40. u. 40.) nachzuweiſen und zu oͤffnen. 


batsblätter. Auch muß diefen Behörden fernerhin, fo lange der Steuerbetrag kreditirt 


worden, geſtattet werden, noch unverſteuerte Beſtaͤnde in ſoweit nachzuſehen, wie 
erforderlich ſeyn moͤchte, ſich von der Groͤße des Vorraths, in Beziehung auf die 
Sicherheit der verſchuldeten Steuer und der etwa eingetretenen Zahlungsverpflich⸗ 
tung (Geſetz H. 26.), zu Überzeugen. 
Im Alge. H. 53. Außer dem H. 49. beſtimmten Fall konnen Reviſionen und Nach⸗ 
meinen. le nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr Statt finden. 

§. 54. Iſt gegruͤndeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem 
Staate die verſchuldeten Gefaͤlle zu verkuͤrzen, begangen worden, und deshalb eine 
foͤrmliche Hausſuchung erforderlich, es ſey bei Perſonen, welche Brennerei, Brauerei, 
Wein⸗ und Tabaksbau betrieben, oder bei Andern: ſo iſt dazu ein ſchriftlicher 
Auftrag eines Oberbeamten oder einer noch hoͤhern dem Steueramte vorgeſetzten 
Behörde erforderlich, und fie darf nur unter Zuziehung eines Gemeindebeamten 
an ſolchen Orten Statt finden, die zur Begehung des Unterſchleifs oder Verheim⸗ 

lichung von Beſtaͤnden ſteuerpflichtiger Gegenſtaͤnde geeignet find. 


$. 55. Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen 


ſind verbunden, ſich ruhig und beſcheiden zu veihalten und den revidirenden Beam⸗ 


ten diejenigen Huͤlfsdienſte zu leiſten oder leiſten zu laſſen, welche erforderlich find, 


um Die Reviſion in den vorgeſchriebenen Grenzen zu vollziehen. 
$. 56. Die Dienſtſtunden, in welchen die Steuerbeamten zur Abfertigung 
ee der Steuerpflichtigen bereit ſeyn muͤſſen, beſtimmt die Verwaltung. Als Regel wird 
‚ Beamten be keſtgeſetzt, daß, wo die Steueraͤmter mit zwei oder mehreren Kaſſenbeamten be⸗ 
Ihres Dien s ſetzt ſind, die Dienſtſtunden folgende ſeyn ſollen: 


m in den Wintermonaten Oktober bis Februar einschließlich, Vormittags von 
Bereite Ad⸗ 8 bis 12 Uhr, und Nachmittags von 1 bis 5 Uhr. In den übrigen Mona⸗ 
fertigung. ten von 7 bis 12 Uhr, und von 2 bis 5 Uhr. 
An andern Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittagszeit von 9 
bis 12 Uhr eingeſchraͤnkt. 


Wenn 


Ä u . : ; 
Wenn es noͤthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die Abfertigung der Steuerpflich⸗ 
tigen möͤglichſt bewirkt werden. 8 £ 353 din 
Abweichungen von vorftehenden Beſtimmungen ſollen an den Orten, wo 
dergleichen Slatt finden, beſonders bekannt gemacht werden 
, $. 57. Es iſt Pflicht eines jeden Steuerbeamten, er ſey Staats: oder Ge⸗ Anfiändige 
meindebeamter, den Steuerſchuldigen anſtändig zu behandeln, bei ſeinen Dienſt⸗ Bedelen) ` 
verrichtungen beſcheiden zu verfahren, ſeine Nachforſchungen und. Reviſionen nicht. u... 3 
über den Zweck ber Sache auszudehnen. 
Von den Steuerſchuldigen wird aber auch erwartet, daß ſie Ihrerſeits zu 
keinen Beſchwerden uͤber ihr Betragen gegen die Steuerbeamten Anlaß geben werden. 

n Insbeſondere duͤrfen die Steuerbeamten unter keinen Umſtaͤnden für: irgend 11 
ein Dienſtgeſchaͤft, ein Entgeld oder Geſchenk, es ſey an Geld, Sachen oder. muneratio- 
Dienftleiftung, es habe Namen wie es wolle, verlangen oder annehmen. 1 

Steuerpflichtige duͤrfen dergleichen dagegen unter keinen Umſtaͤnden und un⸗ 1 8 
ter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich ſtraffaͤllig zu machen. zen werden 
H. 58. Die Beamten müffen bei der ihnen anvertrauten Steuererhebung die mch D 
genau nach den vorgeſchriebenen Saͤtzen richten und ſind dafuͤr verantwortlich. Die EL und 
bei gehoͤriger Anmeldung zur Verſteuerung durch die Schuld der Hebungsbehörden, Gefälle. Se 
gar nicht oder unzureichend erhobenen Gefälle, ſollen daher nicht von dem Steuer⸗ 
ſchuldigen, ſondern von dem Erhebungsbeamten eingezogen, und dieſem ſoll nur 
bas Recht auf Erſtattung gegen jene vorbehalten werden. ; | 
ek erhobene Gefaͤlle ſollen dagegen aus der Staatskaſſe zuruͤckgezahlt 
werden, wenn binnen Jahresfriſt, vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der 
Anſpruch auf Erſatz angemeldet und beſcheinigt wird. Geſchieht dies nicht, ſo 
geht nach Ablauf dieſer Friſt der Anſpruch verlohren. Außer den beſtimmten⸗ 
Steuerſätzen wird nichts erhoben; Quittungen und Beſcheinigungen der Steuerbe⸗ 
hoͤrden werden gebührenfrei ertheilt. f S 
Hi. 50. Die Vergehen der Steuer- und Gemeindebeamten, welche an der: VII. neber⸗ 
Steuerverwaltung Theil haben, ſollen nach den Vorſchriften des Allgemeinen Lande WOHL 
rechts Th. 2. Tit 20. Abſchnitt 8, und nach den ſpaͤter erfolgten Abänderungen Saen. 


und Deklarationen dieſer Vorſchriften beſtraft werden. SER E 
a 5 gehen der 

§. 60. Brauer und Branntweinbrenner, imgleichen diejenigen, welche den 5 en 
Wein⸗ und Tabaksbau betreiben, verfallen in die Strafe der Defraudation, wenn der Steuer⸗ = 
fie Gewerbshandlungen, von deren Ausübung: in jedem einzelnen Falle oder in E 
beſtümmten Fällen dem Staate, nach Maaßgabe des Geſetzes vom heutigen Tage, Den 
eine Abgabe zu entrichten iſt, entweder gar nicht oder unrichtig anzeigen. Ark. 
e EE EE 


H. Di, Die Strafe der Defraudation beſteht in einer Geldbuße welche deem i 
vierfachen Betrage der vorenthaltenen Gefaͤlle gleich kommt. Gs lars feeen fado 
Die Abgaben Ind. uͤberdem von der Strafe unabhaͤngig zu entrichten. 
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Nee eee mn F. 62. Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung, 
es ed 2 u % wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der Abgaben beſtimmt, und außerdem 
eee, are darf der Schuldige, wenn er Brenner oder Brauer iſt, das Recht zu brennen oder 
| Sefo Jr u) zu brauen, in einem Zeitraum von drei Monaten weder ſelbſt ausüben noch durch 
eld dat ge, Set einen Andern zu ſeinem Vortheile ausuͤben laſſen. ; 
Gretel , rn F. 63. Jin dritten Falle der Uebertretung, nach vorhergegangener zwei⸗ d 
„„ maliger Beſtrafung iſt der ſechszehnfache Betrag der nicht erlegten Abgaben als 
„„ Etrafe verwirkt, und iſt der Schuldige ein Brenner oder Brauer, fo darf er das 
Gewerbe des Brennens oder Brauens nie und zu keinen Zeiten weder ſelbſt aus⸗ 
x A ben noch durch einen Andern zu ſeinem Vortheile ausuͤben laſſen. 
eee, F. 64. Im Falle des Unsermoͤgens zur Entrichtung der Geldſtrafe, tritt verhaͤlt⸗ 
er de eee nißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe nach den Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts ein. 
„ads H. 65. Wer ohne Befugniß dazu zu haben Brennerei oder Brauerei betreibt, 
und ſich dabei zugleich einer Handlung ſchuldig macht, die als Defraudation zu 
beftrafen iſt, dem werden außer der Defraudations-Strafe, die Brennerei oder 
„ Brlraugeräthe konfiszirt. a 
7 E Befondere $. 66. Wenn die Brenngeräthe, oder die damit vorgenommenen Veraͤnde⸗ 
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re RE rungen nicht, wie vorgeſchrieben ift, (F. 10.) angezeigt werben; fo ift die Konfiska⸗ 
3 e tion der verſchwiegenen, veraͤnderten oder anders wohin gebrachten Stuͤcke davon die 
„ unmittelbare Folge. Auf gleiche Weiſe erfolgt die Konfiskation der Geraͤthe, wenn 
eee fel Zeenen , die befohlenen Bezeichnungen G. 18.) unterlaſſen, zerſtoͤhrt oder verfaͤlſcht worden 
e ar Keb, nal ſind, auch wenn die Einmaiſchungen in andern als den bekannten Maiſchbottichen 
d SE G. 21.) oder außer den angezeigten Raͤumen geſchehen. ; 

EB ee © 0 Meberden hat der Brenner, eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwirkt, 
ze Aifa eue en, welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. er Be 
peksin gert Eind unangezeigte Deſtillirgeraͤthe zum Brennen auch benutzt worden; fo 

2 er, , wird die dadurch ee Defraudation noch beſonders nach den Beſtimmungen 
S bn. 62. 63. und F. 67. beſtraſtt a 
F 2 85 Ge EEN welche von der Steuerbehoͤrde außer Gebrauch 
bal OE auc, geſetzt worden, eigenmaͤchtig wieder in Gang gebracht; fo ſoll die Berechnung der 
Le e ema Gefälle und der Defraudationsſtrafe von der Stunde an geſchehen, in welcher 
3 te Verſchluß Statt fand, bis zur Zeit der Entdeckung. 

„ Eben daſſelbe findet, wenn ein Brenner andere gleichartige Theile der Deſtil⸗ 
ZE lirgeraͤthe, Statt der außer Gebrauch geſetzten, zur Deſtillation benutzt hat, inſofern 
si Anwendung, als nicht eine größere Gefaͤlleverkuͤrzung ermittelt wird. = 
.. 68. Iſt eine Blaſe, die zu einem andern Gebrauche freigegeben worden, 
des eee eee, ze zum Brennen benutzt; ſo wird der 1 wi Ee eg $. 67. berechnet, 
= „und dem Beſitzer die Blaſe niemals wieder unverſteuert freigegeben. 
el = . 8 e, 69. Eine Verletzung des amtlichen Verſchluſſes der Deſtillirgeraͤthe zieht, 
F auch wenn kein Verdacht einer Steuerkontravention dabei obwaltet, dennoch eine 
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Geldſtrafe von 2 bis 20 Nihle. nach ſich, falls nicht glaubwürdig dargethan wird, 
daß die Verletzung durch einen vom Steuerſchuldigen nicht verſchuldeten Zufall ent⸗ 
ſtanden, und davon ſogleich nach der Entdeckung Anzeige geſchehen iſt. Ge 
H. 70. Wer die im Fixrationsvertrage ($ 14.) feſtgeſetzten Bedingungen 
zur Benachtheiligung der Gefaͤlle verletzt, hat die Strafe der Defraudation ver⸗ 
wirkt, auch wird dadurch der bisherige Vertrag aufgehoben. Gert S 
F. 71. Wird in den Fällen, wo nach H. 13. des Steuergeſetzes vom heutigen 
Tage eine zwolfſtündige Verſteuerungsfriſt verſtattet worden iſt, dieſer Zeitraum, wel⸗ 
cher jedenfalls von ö Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends hindurch unabweichlich beſtimmt 
wird, uͤberſchritten, oder in andern Stunden als von 0. bis 0. gebrennt, fo iff neben 
der verwirkten Strafe der Defraudation, die Verſtattung einer ſolchen Verſteue⸗ 
rungsfriſt verloren, und ſelbige ſteht fuͤr den Kontravenienten nie wieder zu erlangen. 
F. 72. Brennereiberechtigte, welche die Vermerkung der Einmaiſchungen in 
das Verſteuerungsbuch nicht gehörig und vollſtaͤndig, wie H. 22. vorgeſchrieben wor⸗ 
den, bewerkſtelligen, werden, wenn das Verſteuerungsbuch unrichtig befunden wird, 
oder abhaͤnden gebracht iſt, mit 2 bis 50 Thalern beſtraft. Im erſtern Wiederho⸗ 
lungsfalle tritt Verdoppelung der Strafe, und im dritten Uebertretungsfalle uͤber⸗ 
dem der Verluſt der Befugniß zur Betreibung der Brennerei ein. raf 
Auch derjenige, welcher fein Verſteuerungsbuch nicht reinlich aufbewahrt, 
oder nicht bereit hält, ſolches jederzeit dem Reviſionsbeamten gleich vorlegen zu 
können, wird ſchon deshalb um 1 bis 5 Rthlr. beſtraft, wenn auch nicht erweislich 
iſt, daß ſolches um eine Kontravention zu verbergen, weggeſchafft oder beſchaͤdigt worden. 
? §. 73. Brennerei⸗Inhaber fo wie andere H. 17. gedachte Perſonen, beſonders 
alle Kupferſchmiede, welche Deſtillirgeraͤthe der Beſtimmung H. 17. entgegen, ohne 
Anzeige beim Steueramt und daruͤber erhaltene Beſcheinigung, einem Andern uͤberge⸗ 
ben, verfallen in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wiederholungen von 
20 bis auf 50 Rthlr. erhöht wird. ` 355 
$. 74. Wenn die Braupfannen und Bottiche oder die damit vorgenommenen e. In Anſe⸗ 
Veränderungen nicht, wie . 28. vorgeſchrieben iſt, angezeigt werden, fo tritt die Kon⸗ RER 
fiskation der verſchwiegenen, veraͤnderten oder anderswo hingebrachten Geraͤthe ein. 
Ueberdem hat der Brauer eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwirkt, 
welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 5 
Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen auch benutzt 
worden, fo wird die dadurch begangene Defraudation noch beſonders nach H. l. 
62. u. 63, beſtraft. Rr Ne 
’ e, 75. Hat ein Brauer ohne vorhergegangene Anmeldung und Verſteuerun g 
eingemaiſcht; ſo wird die Steuer und die Strafe nach der Beſchickung, die zu einem 
ganzen Gebraͤude genommen zu werden pflegt, voll berechnet. Hat er aber blos eine 
X Nachmaiſchung unbefugterweiſe vorgenommen; ſo wird er, es mag eine Verkuͤrzung 
der Gefaͤlle ermittelt werden oder nicht, allemal in eine Strafe von 5 Thalern ge⸗ 
Jahrgang 1819. 2 © En nommen, 


nommen, welche bei Wiederholungen verdoppelt wird. Die Strafe der Defraudation 
beſteht unabhaͤngig hiervon, wenn eine Verkuͤrzung der Gefaͤlle Statt gefunden hat. 

H. 76. Wer bloß zum eigenen Hausbedarf zu brauen die Befugniß erhalten 
hat, und Bier gegen Bezahlung im Hauſe ausſchenkt, oder außer ſeiner Wohnung an 
Perſonen, welche nicht zum Hausſtande zu rechnen find, gegen Bezahlung oder er, 
geltung uͤberlaͤßt, hat, ſofern die Steuer und gewoͤhnliche Defraudationsſtrafe nicht 
‚höher ermittelt wird, zehn Thaler Strafe zu erlegen, und wird mit Ruͤckſicht hierauf 
bei Wiederholungen nach den allgemeinen Beſtimmunc gen H. 62. 63. beftraft. 

H. 77. Wem die freie Zubereitung von Bier aus Malzſchroot verſtattet iſt, 
der verfaͤllt, wenn er es unterlaͤßt, jaͤhrlich einen Anmeldungsſchein ſich deshalb 
auszuwirken, (F. 35.) in eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 3 Rehlr., die bei Wieder⸗ 
8 holungen von 2 bis zu 10 Rthlr. ſteigt. 
eee Arsch det linge 5 fee H. 78. Hat ein Brauer zu einer andern Zeit, als welche vorgeſchrieben (8.320 
ee, ee ehe, wen e. und von ihm angezeigt worden, oder vor Ablauf der Stunde, welche auf den Steuer⸗ 
or opa 7822. gehe, e, beamten gewartet werden muß (F. 33.) eingemaiſcht; fo verfaͤllt er in eine Strafe von 
n 2 Rthlr., welche bei Wiederholungen auf 5 bis 20 Rthlr. erhoͤhet wird. Außerdem 
EEA muß, wenn nicht die Beſchickung für ein volles Gebraͤude angemeldet ſeyn ſollte, 
a get pn mu, die Steuer und die Strafe fuͤr ſo viel Malzſchroot erlegt werden, als zu einem vollen Gee _ 
sent mene def braͤude mehr genommen zu werden pflegt, wie im vorliegenden Falle angemeldet worden. 
o F. 79. Brauerei⸗Inhaber und andere im H. 28. erwaͤhnte Perſonen, beſonders 
N * , ebe ef Kupferſchmiede, welche Braupfannen der Vorſchrift des H. 28. zuwider, ohne An⸗ 
V ie eee, Seet zeige bei dem Steueramte und daruͤber erhaltene Beſcheinigung, einem Andern 
SE gif Ren übergeben, fallen in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wiederholungen 
. ns ze, von 20 bis 50 Rthlr. zu erhöhen iſt. g 
En Am Unfe- $. 80. Die Strafe der Defraudation der Steuer von dem Weinmoſt, im⸗ 
en E rm des gleichen von den Tabaksblaͤttern, findet insbeſondere Statt, wenn in den Angaben, 
e 1 0 welche uͤber den Ertrag der Erndte eingereicht werden, ſolcher uͤber ein Zehntel zu 
Haas iu dee aur bafsblaͤtter. gering angegeben iſt, oder auch bei der Reviſion Vorräthe an früher nicht bezeich⸗ 
| = has han ner neten Orten vorgefunden werden. 

. z e, Saß te, , d'en air $. 81. Wer Tabak anpflanzt und nicht zur SES Zeit oder unrichtig die 
„„ N und den Flaͤcheninhalt der mit Tabak bepflanzten Grundſtuͤcke, auch dieſen uber 
E To zu gering angegeben hat, ſoll einen Thaler Strafe erlegen; wenn aber die ſtraf⸗ 

€ S bar verſchwiegene Grundfläche mehr als 15 Muthen beträgt, foll fortlaufend für 

ae 7 jede 15 Ruthen mehr, die Strafe um einen Thaler erhöher werden. 
ra om a ZA §. 82. Wer die Hälfte der aufgenommenen Beftände an Wein oder Tabaks⸗ 
Zens eren, voren) blättern einem Andern uͤberlaͤßt, und nicht innerhalb des Verlaufs von 8 Tagen 
ezen Arzt , nachher, die Steuer vom ganzen entrichtet, bezahlt ein Viertel der Steuer als Strafe. 
ze en Zeen 3) Vertre⸗ Hi. 83. Wer Brauerei als Gewerbe, und Branntweinbrennerei, Weinbau 
. Ar inb che und Tabaksbau betreibt, muß fuͤr fein Geſinde, Diener, Gewerbsgehuͤlfen und feine im 
ER ze Haufe Ehegattin, Kinder und Anverwandten, was die verwirkten Stra⸗ 

lop nij er e EE Ss zene ee Gu ade 0 Zififpen Jan = Jr Sech fen 
ee =: PN Ganze ZEN Se 5 SS SE pret Jip I 
en VVV ane, bat 6 eee. & Bee EE „or tas, 


F BAER DAR AI Ger YES Jed Sas Gas . Je Zee Sa Së 
Gey Al Gi 2 2 r 
` EE 


* E SE 


Ce ES eyes 2 


LH ebe PASS . Zoi 


JJ EN TEEN TEE ⅛ð]i½ ð TT ̃ ̃ ͤ . Eege 
ee eee. oge dl wle lee. pee de geen. FFP SEN * . fan 1 3 > 


e ee, te rz? BA Rs fan. if e. VL ee deaf Or eee, 1338 IE Fu. PR. 
| $ — 115 — N 


Kar 
N 


i fen betrifft, mit ſeinem Vermoͤgen haften, (Deklaration vom 19. Oktober 1812.) E , pen | 
jedoch nur dann, wenn Die Geldſtrafe wegen Unvermoͤgens des eigentlichen Ver , 


brechers, fo wie auch die an deren Stelle zu erkennende Gefaͤngnißſtrafe nicht zu- E, 
Vollziehung gebracht werden kann. 5 „„ 


$. 84. Treten bei einer Kontravention gegen die Steuerverordnungen an⸗ Safan re 
dere Verbrechen hinzu, fo kommen die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Th. e K. 
2. Tit. 20. H. 54 bis 57. in Anwendung. ö Verbrechen. nung, 
FH. 85. Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung betonberer — Els de = 
Vorſchriften dieſer Ordnung verbunden; fo tritt die darauf geſetzte Strafe in der a. Any Cru at ez, 
Regel der Strafe der Defraudation hinzu. - Seid äh Beh | 
$. 86. Wer, um dem Staate die ſchuldigen Gefälle zu entziehen, fich gere hen N 
faͤlſchter und überhaupt unrichtiger Papiere oder Beſcheinigungen bedient, foll dafür" 7" Hera. m gelt, e, 
beſonders mit der durch die allgemeinen Strafgeſetze fuͤr ſolche Faͤlſchungen geord⸗ / Janntje iet, 
neten Ahndung durch das Gericht, welches das für dergleichen Vergehen Zuſtaͤn⸗ ch, eee far od 
dige iſt, belegt werden. A aired) 3 
$. 87. Die vorbeſtimmte Strafe trifft auch denjenigen, welcher in gleicher === r 
Abſicht, durch Abnahme, Verletzung, oder ſonſtige Unbrauchbarmachung des amt eo ij 
lichen Verſchluſſes, wodurch Deſtillirgeraͤthe außer Gebrauch geſetzt worden, mit == 4 
oder auch ohne Anlegung eines andern, durch eigenmaͤchtige Veraͤnderung des auf 4 
Veranlaſſung der Steuerbehoͤrde eingegrabenen Vermerks der Groͤße einer Brannt⸗ Fa H 
weinblaſe, durch Veränderung oder Nachmachung der Stempel oder Nummern 1 
auf den Geraͤthen eine Faͤlſchung begeht. 8 = S 
$: 88. Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerintereſſe verpflichteten ) Strafe der 
Beamten, mit welchem er im Amte zu thun hat, Geld oder Geldeswerth zum Ge⸗ 7 4 
ſchenke anbietet, oder wirklich macht, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag des denen. e, 
angebotenen oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt uͤber den Betrag e, — 
nichts auszumitteln; ſo tritt eine Geldbuße von Zehn Thalern ein. ER ee Eeer 
$. 89. Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in Ausübung ihres Amts be⸗ 0 Strafe der d 
griffenen Perſonen, mögen es Steuer: oder andere zur Wahrnehmung des Steuer- feit gehen g 
intereſſe verpflichtete Beamte ſeyn, fo wie auch eine Verſagung der Huͤlfsleiſtung, en eam⸗ 
deren die Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchaͤfte abſeiten der Gewerbetreibenden be⸗ 5 
duͤrfen ($. 55), ſoll an dem Schuldigen mit 10 bis 50 Thalern, oder mit verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe geahndet werden. 
Die Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umſtaͤnden eines jeden einzel⸗ 
nen Falles der Behörde uͤberlaſſen, welche in der Sache ſelbſt zu entſcheiden hat. 
Sind aber mit einer ſolchen Widerſetzlichkeit zugleich wirkliche oder thaͤtliche Belei⸗ 
digungen verübt; fo treten die Dafür geltenden allgemeinen Strafbeſtimmungen 
in Kraft. 
Jeder etwanige Mißbrauch der Amtsgewalt von Seiten der Beamten, wirkt 
eine Milderung der Strafbarkeit desjenigen, der ſich widerſetzt hat. 
5 S 2 
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cafe F. 90. Die Uebertretung aller andern, in dieſer Ordnung gegebenen Vor⸗ 
e ponffiger Vor⸗ ſchriften worauf keine beſondere Strafe geſetzt worden, ſoll mit einer Geldbuße von 
er Oednung. 1 bis TO Rthlr. beahndet werden. GE 
8) Verfahren $. gr. Sobald ein Uebertreter der Steuergeſetze betroffen, oder auf andere 
gegen Die ` Weiſe eine Kontravention zuverlaͤßig bekannt wird, muͤſſen die Steuerbeamten ſich 
nienten. ohne Zeitverluſt der Waaren und Sachen, woran das Verbrechen veruͤbt worden, durch 
i Beſchlagnahme verſichern, inſofern es zum Beweiſe der begangenen Kontravention 
ſowohl an ſich, als in Bezug auf den Betrag der defraudirten Gefaͤlle erforderlich 
iſt, oder auch begründete Beſorgniß entſteht, daß ſonſt wegen der zu erlegenden 
Gefaͤlle, der verwirkten Strafe und der Koſten die Staatskaſſe nicht geſichert fm, 
: Iſt der Beſchuldigte der Flucht verdächtig, fo iſt er perfönlich anzuhalten, 
und dem naͤchſten Gericht zu uͤbergeben. TREE 5 
F. 92. Eine Freilaſſung der in Befchlag genommenen Waaren und Sachen 
iſt zulaͤßig, wenn eine Verdunkelung des Sachverhaͤltniſſes davon nicht weiter zu 
beſorgen, und wenn entweder nach dem obwaltenden Verhaͤltniß wahrſcheinlich ift, 
daß der Kontravenient dem Staate auch ohne Sicherheitsleiſtung werde fuͤr das 
Vergehen gerecht werden konnen, oder genuͤgende Sicherheit geleiſtet iſt. 
Ob Perſonalarreſt fortzuſetzen oder zu verhaͤngen ſey, bleibt der richterli⸗ 
= En chen Beurtheilung nach Befchaffenheit der Perſon und des Falles uͤberlaſſen. 
ee, , . Bei der Unterſuchung und Beſtrafung der Steuervergehen finden die 


FFC 


e, eee, pe daruͤber in der Verordnung wegen Einrichtung der Provinzialbehoͤrden vom 26. De⸗ 


ee zember 1808. H. 34. und 45., und in dem Anhange zur Allgemeinen Gerichtsord⸗ 


e rnung . 243. 214, 250, 251. und 253. enthaltenen Vorſchriften Anwendung, je⸗ 
5 doch mit folgenden Modalitäten: e 

SE, Die Steueräinter führen die Inſtruktion der Sache nach Anleitung des eben allez 
. girten F. 253. im Anhange zur Allgemeinen Gerichtsordnung. Die Entſchei⸗ 
gazen eee weten dung gebührt der Regierung des Bezirks. Es konnen die Steueraͤmter Straf⸗ 


an Anz Ale zog reſolute nur abfaffen, infofern ihnen ſolches beſonders uͤbertragen wird, und 
legen eee FT zudem die geſetzliche Strafe Zehn Thaler nicht überſteigt; Ee 
E b. dem Angeſchuldigten ſteht es frei, während der ſummariſchen Unterſuchung 


S 


bis zu deren Schluß auf gerichtliche Unterſuchung und Abfaſſung eines foͤrm⸗ 
lichen Erkenntniſſes anzutragen; : e 
e dem Angeſchuldigten iſt auch unbenommen, binnen Zehn Tagen gegen ein Re⸗ 
= ſolut des Steueramts den Rekurs an die vorgeſetzte Regierung, und gegen ein 
Gn Reſolut der Regierung den Rekurs an das Miniſterium der Finanzen zu ergreifen. 
S Hat jedoch der Angeſchuldigte einmal bieren Weg gewaͤhlt; ſo muß er bei dem, 
Be S was auf den eingelegten Rekurs feſtgeſetzt wird, fich beruhigen, und kann 
\ nicht weiter auf den Antrag einer gerichtlichen Unterſuchung zurückgehen; 
d. in den Rheinprovinzen, ſofern dort noch eine abweichende Gerichtsverfaſſung 
beſteht, desgleichen in dem Großherzogthum Poſen, iſt indeffen die H. 250. 
S des 
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des Anhangs der Allgemeinen Gerichtsordnung angeordnete Kompetenz der 
Untergerichte nicht anwendbar. Es wird daher den dortigen Juſtizbehoͤrden 
zur Pflicht gemacht, dergleichen Steuerkontraventionsſachen, wenn die Akten 
von den Regierungen an ſie abgegeben werden, an diejenigen Gerichte zu 
verweiſen, welche nach dortiger Verfaſſung dafuͤr kompetent ſind. 

e. 04. Bei der Verkündung eines jeden Straferkenntniſſes oder Reſoluts een con 
iſt der Angeſchuldigte auf die Erhöhung der Strafe aufmerkſam zu machen, welche? 
er nach gegenwaͤrtiger Verordnung im Falle einer Wiederholung ſeines Vergehens 
zu erwarten hat, und daß dieſes geſchehen, in der Verhandlung zu erwaͤhnen. 

Wird ſolches unterlaſſen, jo hat die Behörde eine Ordnungsſtrafe von 5 bis 
10 Fhalern verwirkt, den Uebertreter aber trifft bei der Wiederholung des Verge⸗ 
heus dennoch die erhöhte Geldſtrafe. 2 


$. os, Die Vollſtreckung rechtskraͤftiger Erkenntniſſe geſchieht von den . ee, 


7 


Berichten, die der Reſolute aber von den Steuerbehörden. Die Regierungen koͤnnen >. eee, 


nach Umſtaͤnden der Vollſtreckung Anſtand geben, und die Gerichte haben dem. 
was von den Regierungen deshalb an ſie ergehet, Folge zu leiſten. 

F. 00. Die Vorſchriften dieſer Ordnung ſollen in dem Maaße, wie das Geſetz d III. Anwen⸗ 
vom heutigen Tage zur Ausfuhrung gelangt, auch in allen Provinzen ohne Ausnahme Ee 
befolgt, und es muß auch in den Provinzen, worin das Allgemeine Landrecht, die 
Allgemeine Gerichtsordnung und die Allgemeine Kriminalordnung noch nicht einge⸗ 
fuͤhrt ſind, nach den in dieſe Ordnung aufgenommenen Vorſchriften erkannt werden. Pe 

F. 97. Die Erhebung der jetzt angeordneten Steuern und deren Kontrolli⸗ Behörden. 
rung geſchiehet im Grenzbezirk durch die Zollaͤmter und die dazu gehörigen Beamten 
(Zollordnung vom 26. Mai o. J. H. 9. bis 12.) im Innern des Landes durch 
Steueraͤmter (ebendaſelbſt H. 14.) welche in größeren und gewerbreichen Staͤdten 
eingerichtet und denen zur Sicherheit der Gefaͤlle, Steueraufſeher und Oberaufſeher, 
imgleichen zur Erleichterung der Steuerpflichtigen, Ortseinnehmer nach dem Erfor⸗ 
derniß zugeordnet werden ſollen. ; 
= Wir befehlen Unſern Unterthanen und Behörden, ſich nach den in dieſer 
Ordnung ertheilten Beſtimmungen genau zu achten. ö 
Gegeben Berlin, den Sten Februar 1819. 5 


(veen. Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
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(No. 537.) Verordnung wegen veraͤnderter Einrichtungen in Folge der Steuergeſetze vom 
zöſten Mai 1818. und vom heutigen Tage. Vom Sten Februar 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. g 


Das Geſetz vom 26ften Mai v. J. uͤber den Zoll und die Verbrauchs⸗ 
ſteuer von auslaͤndiſchen Waaren, und den Verkehr zwiſchen den Provinzen 
des Staats, imgleichen das Geſetz vom heutigen Tage, über die Beſteue— 
rung des inlaͤndiſchen Branntweins, Braumalzes, Weins und Tabaks mg, 
chen es nothwendig und ausfuͤhrbar mit Aufhebung und Milderung der 
Beſchraͤnkungen und Abgaben, welche auf dem innern Verkehr im Lande 
annoch laſteten, fortzufahren und erfordern zugleich, verſchiedene Beſtim⸗ 
mungen um die veraͤnderten Verhaͤltniſſe zu regeln. N ö 

Wir verordnen, nachdem Wir das Gutachten Unſers Staatsraths 
vernommen haben, deshalb wie folget. 

Velen $. I. Da von allen Gegenftänden, über welche fih die Geſetze 
Abgaben. vom 26. Mai 1818. und vom heutigen Tage erſtrecken, lediglich die darin 
angeordneten Gefaͤlle gefordert werden koͤnnen; ſo ſollen auch keine Ge⸗ 
meinde- oder andere Privatabgaben, zu weſſen Nutzen es ſey, davon er⸗ 

x hoben werben. ; 
la $. 2. Bis der uͤbrige Theil der vereinfachten Steuerverfaffung, deſſen 
beibehalten, Aufſtellung beſchleunigt werden ſoll, in Wirklichkeit treten kann, werden die 
2 Abgaben vom Fleiſche und vom Gemahl, imgleichen von Brennmaterialien, 
wie die dahin gehörigen Gegenſtaͤnde in dem H. 4. beigefügten Tarif und 
im H. 5. näher bezeichnet worden, aller Orten, wo fie jetzt beſtehen, in 
der bisherigen Art in ſoweit forterhoben und kontrollirt werden, als nicht 
dieſe Verordnung anderweite Feſtſetzungen enthaͤlt. 5 


welche ſofort H. 3. Die Akziſe⸗, Gemeinde- oder jede andere Abgabe dieſer Art, 
insbeſondere auch die Handels-Akziſe vom Vieh und andern Gegenſtaͤnden, 
es mag die Abgabe dermalen indirekte erhoben werden, oder eine Fixation 
derſelben erfolgt ſeyn, es mag dieſelbe fuͤr Rechnung des Staats, einer Gemeine, 
oder fuͤr andere Zwecke gezahlt ſeyn, und jede andere Beſchraͤnkung des 
Verkehrs ſowohl zwiſchen einzelnen Laͤndern des Staats, als insbeſondere 
auch zwiſchen den Staͤdten und dem platten Lande hoͤrt bei allen andern 
. natuͤrlichen oder kuͤnſtlichen Erzeugniſſen des Inlandes gaͤnzlich auf. 
Beſtimmun⸗ H. 4. In den Städten, wo die Akziſe-Verfaſſung vom Jahre 1787 
geg) für orgie und das Edikt über die Konſumtionsſteuern vom 28ſten Oktober 1810. bis jetzt 
ande in Anwendung geblieben iſt, ſoll die Mahlakziſe und die dahin gehörige Akziſe 
; von 


2855 


d 


von den eingehenden Muͤhlenfabrikaten und den der Steuer unterliegenden Bad: 


waaren, imgleichen die Akziſe vom Schlachtvieh und vom Fleiſche nach dem 


hier beigefuͤgten, heute beſonders vollzogenen Tarif erhoben werden, wel⸗ 


4 


cher die bisherigen Saͤtze, jedoch in einigen Poſitionen vereinfacht und er⸗ 
maͤßigt, enthaͤlt. 


Die Mahlſteuer vom Braumalz fuͤr ſteuerpflichtige Brauereien und vom 
Branntweinichroot fällt zwar ebenfalls weg; wenn aber Beſitzer von Brenne 
reien, Weitzen, Roggen oder anderes Getreide zu Branntweinſchroot auf 
Muͤhlen vermahlen laſſen, wobei die ſtaͤdtiſche Muͤhlenkontrolle zur Sicherung 
der Mahlſteuer beſteht, ſo ſind dieſelben gehalten, zuvor bei dem Steueramte 
einen Freiſchein zu löfen, womit in der Art beim Vermahlen verfahren werden 
muß, wie in Anſehung der Mahlakziſe⸗Quitungen vorgeſchrieben iſt. 


Dergleichen Getreide, woruͤber ein Freiſchein zum Vermahlen ertheilt 


H 


iſt, braucht auch auf den der Akziſe wegen eingerichteten Muͤhlenwaagen nicht 


gewogen zu werden. 


Zur noch größeren Erleichterung der Eingeſeſſenen ſoll ferner dem Mini⸗ 
ſter der Finanzen geſtattet ſeyn, die Verpflichtung, das gehoͤrig deklarirte und 
verſteuerte Mahl⸗Getraide, den Weitzen jedoch ausgenommen, auf Akziſe⸗ 
Waagen, welche von den Muͤhlen entfernt find, vor dem Vermahlen Behufs 
der Akziſe abzuwaͤgen, zu erlaſſen. i N 


§. 5. Die Steuer von Brennmaterialien wird in den, im Jahr 1807 
mit der Monarchie vereinigt gebliebenen Staͤdten, auf 
A got, 6 Pf. vom Klafter Brennholz > 
as — vom Klafter Torf und N 
Er 6 = von der Tonne Holzkohlen, 
beſtimmt. : 


_ Fuberweife eingeführt, wird bei dem Holze und Torf die Pferdesladung 
fuͤr eine halbe Klafter gerechnet. 
; $. 6. In den Kreiſen und Diftriften des platten Landes und den dem d) für Die 
platten Lande gleichgeſtellten kleinen Staͤdten, wo die Beſtimmungen des Ge⸗ Polt vonn 
ſetzes vom 7. September 1811 zur Ausführung gekommen find, fällt die Erbe Baris 
bung der Mahlſteuer, welche blos von dem zur Getraͤnke-Fabrikation beſtimm⸗ 5 
ten Getreide daſelbſt erhoben wird, ganz weg; die Schlachtſteuer aber wird 
daſelbſt nach wie vor nach den geringeren Saͤtzen, welche das ebengedachte 
Geſetz vorgeſchrieben hat, erhoben. ; 

§. 7. In allen übrigen Landestheilen, wo von allen oder von etlichen ; e) für die 
der Gegenſtaͤnde, die in dem H. 4. erwahnten Tarif benannt find, oder od vor dee 
renn⸗ 


EE 
Brennmaterialien hin und wieder Gefälle erhoben werden; z. B. in der Pro⸗ 
vinz Sachſen, in Poſen, in dem Regierungsbezirk Minden, und in den Staͤd⸗ 
ten der Provinzen Weſtphalen, Cleve-Berg und Niederrhein, in welchen 
eine Municipal⸗Octroi eingefuͤhrt iſt, bleibt es bei den dortigen Abgaben 
von folden Gegenſtaͤnden. Verbeſſerungen bei der bisherigen Erhebungsweife 
kann aber der Finanz: Minifter treffen. Die Mahlſteuer vom Braumalze und 
vom Getreide, welches zum Branntweinbrennen geſchrootet wird, ſoll in den 
Theilen der Regierungsbezirke von Magdeburg, Merſeburg, Erfurt, und 
8 im Regierungsbezirk Minden, wofelbft> eine Mahlſteuer von 1 gGr. 2 Pf. 
fuͤr den Scheffel Getreide erlegt werden muß, zwar noch fortdauern „aber 
bei der Verſteuerung des Brauens und beim Blaſenzins hinwiederum verguͤ⸗ 
tet werden. Daſelbſt und in andern Landestheilen, wo Mahlſteuer dem Staate 
entrichtet wird, bleibt es jedoch dem Miniſter der Finanzen uͤberlaſſen, der 
Oertlichkeit angemeſſen feſtzuſetzen, ob die Mahlſteuer freizuſchreiben, oder 
bei Verſteuerung des Brauens und beim Blaſenzinſe abzurechnen ſey. 


I’ 


Wegen Un⸗ H. 8: Defraudationen bei den durch die gegenwärtige Verordnung bei⸗ 
N behaltenen Steuern werden auch fernerhin nach den bisherigen Vorſchriften 
der Steuer⸗ unterſucht und beſtraft. : 
vergehungen. S EES es S 

Vorſchrif⸗ $. 9. Von Entrichtung der Steuer vom eingehenden Mehle und Fleiſche 


ten, velde oder anderen einer Abgabe unterliegenden Muͤhlen⸗Fabrikaten oder Back⸗ 
beim Verkehr > 8 7 = S 
zu beobachten und Fleiſch⸗Waaren ſollen Quantitäten unter 10 Pfund befreit ſeyn. 


„Dagegen müſſen diejenigen, welche, nicht ber eine halbe Meile von 
einer Stadt entfernt, Fleiſch und Weitzenbrod feil halten, die Abgabe vom 
Fleiſch und Mehl nach den Saͤtzen entrichten, welche Schlachter und Bäder, 
die in der Stadt wohnen, zu zahlen haben. : 


$. 10. Wenn Mehl und Fleiſch, oder andere hieher gerechnete Waare 
(F. 2.) aus dem Auslande in eine Stadt eingeführt werden ſoll, wo eine 
Abgabe darauf ruhet, muß der Waarenfuͤhrer, wenn uͤber die Wagre nicht 
ſchon ein Begleitſchein ausgefertigt worden, einen Freiſchein ſich ertheilen 
laſſen, widrigenfatls angenommen wird, daß ſolche inlaͤndiſch und unver⸗ 
ſteuert ſey. S Se 


Set 1. Eben ſo muͤſſen dergleichen Waaren mit Paſſirſcheinen begleitet 
ſeyn, wenn fie aus einer der H. 4. bezeichneten Staͤdte herkommen und in eine 
andere Stadt, welche dieſelbe Akziſe-Verfaſſung hat, frei eingehen ſollen. 


In allen andern Fällen findet eine Steuerbefreiung oder Verminderung 
hierunter nicht Statt. i 


. 
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$. 12. Die tranſitoriſchen Beſtimmungen der Verordnung vom 26ften Mat 


Be SS Abtheilung I. verlieren nunmehr inſoweit ihre Anwendung „daß 2 


zu No. I. die Verbrauchsſteuern innerhalb der weſtlichen Provin: 
zen blos die Abgaben noch betreffen, welche im Mindenſchen Regie⸗ 
rungsbezirk vom Gemahl und vom Schlachtvieh, und in den Städten, 
woſelbſt eine Munizipal⸗Octroi eingeführt iſt, von den oben (H. 2.) 
benannten Gegenſtaͤnden erhoben werden; f ) 
zu No. 2. beim Verkehr zwifchen den weſtlichen und den oͤſtlichen Pro⸗ 
vinzen auch nur allein eine Verſteuerung der oben ($. 2.) benannten Ge⸗ 
genſtaͤnde, wenn fie in akziſepflichtige Städte dieſſeits der Elbe Ca, 4.) 
eingefuͤhrt werden, Statt findet. Er E 
$. 13. Vom Candis und Hut⸗Zucker, welcher in einer inlaͤndiſchen Steuerver⸗ 


Siederei aus indiſchem rohen Zucker raffinirt worden und in's Ausland verſen⸗ ee 


det wird, wird dem Unternehmer der Siederei eine Vergütung der Steuer zu⸗ Kuer: 


geſtanden, welche, wenn der Zucker ausgeführt worden, aus den weſtlichen 55 


Provinzen, oder aus den oͤſtlichen Provinzen links der Oder 4 Rthlr. 8 Gr., 
und aus dieſen rechts der Oder 3 Rthlr. 8 Gr. in Silber⸗Courant vom Zent⸗ 
ner betragen ſoll. f K 
Fuͤr Quantifäten unter einem Zentner wird keine Verguͤtung gewaͤhrt. 
5 9. 14. Auf Landestheile, welche von der Verbrauchsſteuer für fremde Vorſchriſt 
Gegenſtaͤnde in Gefolge S. 24. des Geſetzes vom 26, Mai v. J. ausgeſchloſſen Kr, kann 
bleiben, erſtreckt ſich dieſe Verordnung nicht, vielmehr bleibt dort die bisherige thelle. = 


Verfaſſung beſtehen, bis eine der Ortlichkeit angemeſſene Abänderung erfolgt. 


Zur Ausfuhrung dieſer Verordnung hat Unſer Miniſter der Finanzen 
überall das Erforderliche anzuordnen. 1 ` 12 
Gegeben Berlin, den Sten Februar 1819. 


f | (Li 8. Friedrich Wilhelm. 
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C. Fuͤrſt v. Hardenberg v. Altenſtein. 
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ziſe von Getreide und Huͤlſenfruͤchten zur Muͤhle 


und vom Schlacht⸗Vieh, imgleichen der Eingangs⸗Akziſe von inlaͤndi⸗ 
ſchen Muͤhlen⸗Fabrikaten und Fleiſch, für diejenigen Staͤdte, welche 


bisher die alte Akziſe gehabt haben. 


— — ——— — — 
Maaßſtab Abgabe 


No. 
der 


Poſitio⸗⸗ 


nen. 


Se 


der 


ſteuerpflichtigen Gegenſtaͤnde. us 


Erſte Abtheilung. 
Akziſe von Getreide und Hülſen⸗ 


fruchten zur Mühle, und oom 


Gerſte und Buchweitzen zu Mehl, Perl- und 
feine Graupen, feine weiß gemahlene Gruͤz⸗ 
zen und Gries TE 

Roggen und alle andere, vorhergehend mit 
einem allgemeinen, oder mit einem beſon⸗ 
dern Steuerſatze, nicht ſchon genannte Ge⸗ 
treidearten und Huͤlſenfruͤchte, zu Mehl, 
Gruͤtze, Graupe, Schroohe 5 

Desgleichen für die Städte Berlin und 
Breslau -.... ASS 


Schlacht vieh. 


Ochſen und Stiere in Berlin 


in Breslau, Stettin, Frank⸗ 
furt, Koͤnigsberg in Pr., 
Memel, Danzig u. Elbing 
in allen uͤbrigen Städten . 


der 
Verſteue⸗ 


rung.“ 


It. Gr. Pf. 


Abgabe 
zum 
zu den | Städte: Zuſammen 
I Staatse 1 
Kaſſen. ſtuͤtzungs⸗ 
? Hallen Fonds 


Nil. Gr. Pf. tl. Gr. Pf. 


5— —— 112 — 5112 — 
44——1—112—1 AT 
Kuͤhe 
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4 x S Zë 


— 123 - 
i E Ka S Abgabe 
No. : Maaßſtab Abgabe zum 
der er: x 2 8 der zu den | Städte: | Zufanmıen 
> ber f 1 Staats: |_Unter= VU 
Poſitio⸗-⸗ ä 5 Verftener | Kaſſen. ſtuͤtzungs⸗ 
nen. ſteuerpflichtigen Gegenſtaͤnde. rung. Fonds. 
i ` Rtl, Gr. Pf. [REL Gr. Pf. 


a) in Berlin 


Kühe und Ferſen Jb) in Breslau e 
e) in allen übrigen Städten 


A a) in Berlin 8 

N B Kälber BS in allen übrigen, Staͤdten 
7, Hammel, Schaafe, Böcke, Ziegen, 

a) in Berlin nnn Sehe 

b) in allen übrigen Staͤdien 


Schaaf⸗ und Ziegenlaͤmmer ..... ee 
Dieſe gelten als ſolche bei der Verſteue⸗ 
rung nur bis zum Michaelistage. 

1.3... fa) in Berlin. 
' Schweine p) in allen übrigen Staͤdten 
Spanferkel ene weree 

IL ` Diefe gelten als folche bei der Verſteuerung 

nur bis zu einem Alter von 4 Wochen. 

Beim Hausſchlachten Ur dem Schlachtenden 
verſtattet, an Stelle obiger Stuͤckſaͤtze das 
ausgeſchlachtete Vieh ohne Kopf, Fuͤße, 
Haut und Eingeweide, dem Gewichte nach, 

mit nebenſtehenden Saͤtzen zu verſteuern: 

En ` Rind: und Schaafvie g. 

Schweine ae a 
Die Schlachtung muß jedoch vorher 
verfaſſungsmaͤßig angemeldet werden. 
Zweite Abtheilung. 

Eingangs ⸗Akziſe von inlaͤndi⸗ 

ſchen Mühlen ⸗Fabrikaten 
und Fleiſch. 

Mehl und Schroot, aus Weitzen, Gerſten und 
Buchweitzen; Kraftmehl, Staͤrke, Puder; 
Weitzengraupe, Gruͤtze und Gries; Ger 
flens, Perl- und andre feine Graupe; feine 

weiß gemahlene Gruͤtze u. Gries aus Gerſte 
und Buchweitzen und Schwaden⸗Gruͤtze 


5 | SCH Abgabe 
No. Benennung Maßstab Abgabe zum | ` 
gn Se zu den | Staͤdte⸗ Zuſammen 
Poſitio⸗ ben WC |. Berpreues | Staats 4 Br 
D 7 ? tützu CA 
nen. ſteuerpflichtigen Gegenſtaͤnde. [ rung. Kaſſen. Fonds. 


REL Gr. Pf.] Rtl. Gr. Pf. Nil. Gr. Pf. 


81 9 
5110 
d 


LS) Friedrich Wilhelm. 


Mehl, Schroot, gemeine Graupen und Bräi 
gen aus allen andern Getreidearten unde 
„Hülſenfrücht en: E ie 

f Gg Scheffel 
geſtrichene. 


Die Verſteuerung nach dem Maaße ge⸗ 
ſchiehet nur beim Eingange in geringen 
Größen: in der Regel findet die Verſteue⸗ 
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